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Am 11. Mai 1912 richtete der Gemüsehändler Johann Lehar in Hohenstadt
(Zabeh), Mähren, folgende Beschwerde an den Wiener Verwaltungsgerichtshof:
Er habe seine schulpflichtige Tochter Anna in die deutsche Volksschule Ho¬
henstadt geschickt, wogegen der tschechische Schulrat Einspruch erhob. Er
wies nämlich auf ein entsprechende Bestimmung des „Mährischen Ausgleichs“
zwischen Tschechen und Deutschen aus dem Jahre 1905 hin, wonach sich Jo¬
hann Lehar in den tschechischen National-Kataster eingetragen und sich damit
eindeutig als Tscheche bekannt habe, also verpflichtet sei, sein Kind Anna in
die tschechische Volksschule zu schicken. Was es mit dem „Mährischen Aus¬
gleich“ und den getrennten Nationalkatastern für Tschechen und Deutsche auf
sich hatte, davon wird noch die Rede sein. Im Fall des Gemüsehändlers Lehar
wies dieser darauf hin, daß er mit Rücksicht auf seine tschechische Kundschaft
sich unter dem Druck des tschechischen Ortsschulrats damals als Tscheche in
den Nationalkataster habe eintragen lassen, aber bei der letzten Volkszählung
die deutsche Sprache als Umgangssprache angegeben habe; auch sei er Mitglied
der deutschen Feuerwehr und des „Bundes der Deutschen“ Nordmährens.

Die Argumentation ist vor allem deshalb aufschlußreich, weil sie Einblick in
die jeweiligen auch sozialen Motivationen des Nationalbekenntnisses vermittelt,
aber auch in die Variablen eines solchen Bekenntnisses. Wirtschaftliche Interes¬
sen spielten dabei ebenso eine Rolle wie Besorgnisse über massiven Druck der
nationalen Parteien; desgleichen ergab sich bei der Beratung des Verwaltungs¬
gerichts über den Fall Lehar, daß mit dem Zwang des Nationalkatasters, sich zu
einer bestimmten Nation zu „bekennen“, das verfassungsmäßig garantierte
Recht der Eltern, ihre Kinder in eine ihren Interessen entsprechende Schule zu
geben, doch recht empfindlich a priori eingeschränkt wurde.

Als massenpsychologischer Hintergrund muß der nationalistische Kampf um die
Schulkinder erwähnt werden, mit dessen Hilfe man künftig den zahlenmäßigen
„Sieg“ der einen Nationalität über die andere in einer Stadt oder Landgemeinde
zu erlangen gedachte. Diesem Zweck dienten die zahlreichen deutschen wie
tschechischen privaten Schulvereine, die oft Jahrzehnte lang das Geld aufbrach¬
ten, um in gemischtsprachigen Orten Schulen für die eigene Nationalität unter¬
halten zu können. Dies wäre an und für sich kaum tadelnswert gewesen, wenn
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die Sache nicht folgenden Hintergrund gehabt hätte, der auf eine nationalisti¬
sche „Eroberungsstrategie“ hinauslief. Nach der k. u. k. Schulgesetzgebung war
nämlich jede Gemeinde verpflichtet, für Kinder einer anderen als im Ort vor¬
herrschenden Nationalität Schulen einzurichten und auf Gemeindekosten zu
unterhalten, sobald die Zahl der schulpflichtigen andersnationalen Kinder der
ethnischen Minderheit 30 Personen überschritt. Diese an sich sinnvolle Bestim¬
mung zugunsten der Minoritäten diente aber den jeweiligen nationalen Vereinen
und Kampforganisationen nur dazu, durch Schulvereine so lange eine eigene
Minderheitenschule zu finanzieren, bis dieselbe durch intensives nationales
Werben bei den Eltern oder durch politischen Druck auf dieselben mehr als 30
Schulkinder hatte und deshalb von der Gemeinde übernommen und bezahlt
werden mußte. Auf diese Weise wurde dann das Geld der tschechischen oder
deutschen Schulvereine, das jetzt frei geworden war, für die Gründung neuer
Privatzwergschulen in anderen Orten oder Stadtvierteln eingesetzt, dies natür¬
lich mit demselben Ziel, auch diese Schulen so weit zu bringen, daß sie Ge¬
meinde oder Staat übernehmen mußten.

Also eine ausgesprochene Kampfstrategie der beiden Nationalismen, die das
politische Klima vergifteten und das nationalistische Konfrontationsdenken be¬
reits auf die Kinder übertrug. Man kann getrost von einer Vergiftung des poli¬
tisch-sozialen Bewußtseins sprechen. Aufgrund dieser Kampfsituation um die
Schulkinder erklärt sich auch das Einschreiten des - in diesem Fall tschechi¬
schen - Ortsschulrats gegen Johann Lehar. Das Wiener Verwaltungsgericht,
eine national paritätisch besetzte Justizbehörde, entschied den Fall sehr ver¬
nünftig dahingehend, daß Lehar bei nächster Gelegenheit seine Nationalität
wechseln und sich in den deutschen Nationalkataster umschreiben lassen solle,
womit automatisch und aufgrund des Elternrechts der Eintritt seiner Tochter
Anna in die deutsche Volksschule erfolgen könne. Eine neuerliche Beschwerde
Johann Lehars wurde vom Gericht abgewiesen.

Es war bereits kurz vom „Mährischen Ausgleich“ des Jahres 1905 und der
damit verbundenen Einrichtung von „Nationalkatastern“ die Rede, einem Ge¬
setzeswerk, das einen Meilenstein in der Sprachenpolitik Österreich-Ungarns
für die westliche - österreichische - Reichshälfte darstellte. In Mähren hatte
sich die deutsche Landtagsmehrheit unter maßgeblicher Initiative Johann von
Chlumeckys mit der tschechischen Minderheit über eine neue Landesordnung
einschließlich einer Landtagswahlordnung sowie über den Gebrauch der beiden
Landessprachen und über die Organisation der jeweils deutschen und tschechi¬
schen Schulbehörden geeinigt. Bei Beibehaltung des Kuriensystems, nachdem
bisher ein restriktives Zensuswahlrecht gehandhabt worden ist, wurde jetzt eine
allgemeine Wählerkategorie neu geschaffen. Die Wählerschaft wurde in zwei
nationale Klassen geteilt, deren Mitglieder in getrennten Wählerlisten
(Nationalkataster) eingetragen waren. Dabei wählten Tschechen und Deutsche
in der Wählerkurie der Landgemeinden, der Städte sowie in der allgemeinen
Wählerklasse gesondert in besonderen nationalen Wahlbezirken, nur in den
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Handelskammern und in der Kurie des Großgrundbesitzes sollte nach dem
Prinzip der Verhältniswahl, ohne Unterschied der Nationalität gewählt werden.
Mit Ausnahme der beiden zuletzt genannten Wahlkörper - Handelskammern
und Großgrundbesitz - erfolgte also eine nationale Durchgliederung der ge¬
samten Wählerschaft, die formal nichts mit den politischen Parteien zu tun
hatte. Etwas grundsätzlich Neues war also in der Landtagswahlordnung der
„Nationalkataster“, hier kamen in modifizierter Form Vorschläge zur Ausfüh¬
rung, die Karl Renner entwickelt hatte. Grundprinzip des Nationalkatasters war
der Gedanke der „Personalautonomie“, d. h. der Trennung der Nationalitäten
bei allen Wahlen und bei den aus Wahlen hervorgehenden Selbstverwaltungs¬
körperschaften, wodurch jede formaldemokratische Majorisierung nationaler
Minderheiten durch die Mehrheit in den Verwaltungsgremien ausgeschaltet
werden sollte (vgl. Konfessionen!). Mit Hilfe der im Nationalkataster verwirk¬
lichten Personalautonomie konnte besonders in nationalen Mischgebieten das
illusorisch gewordene Prinzip der ethnisch-territorialen Grenzziehung über¬
wunden und dennoch jedem einzelnen die nationale und politische Freiheit ge¬
währleistet werden, wie die praktische Anwendung in Mähren zeigte.

Damals betrug das Zahlenverhältnis zwischen Tschechen und Deutschen in
Böhmen 63 zu 37 Prozent, in Mähren 70 zu 30 Prozent. Wenn es dennoch in
Mähren eine deutsche Landtagsmehrheit gab, dann lag dies vor allem daran,
daß in den Landtagen noch das relativ rückständige Zensus- und Kurienwahl¬
recht bestand und bestimmte Teile der Bevölkerung nicht nach politischen Par¬
teien, sondern nach Berufsgruppen den Landtag beschickten: so der Groß¬
grundbesitz und die Handelskammern.

Die Sprachenfrage stand nicht nur im „Mährischen Ausgleich“ im Mittelpunkt
der Verhandlungen, ging es doch dabei um eine grundsätzliche Zusicherung an
die Tschechen, die ihnen schon 1848 vom Kaiser und der damaligen Wiener
Regierung Piliersdorf gemacht und 1867 im berühmten § 19 des liberalen
Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger festgeschrie¬
ben worden ist, und zwar unter der allgemeinen Devise für den Vielvölkerstaat,
daß es eine Gleichberechtigung aller Nationen Österreichs geben müsse. Der
Kampf um die Realisierung dieses Paragraphen 19 wurde der vitale Kern des
österreichischen Verfassungslebens bis 1918, aber auch dessen höchst reizbarer
Lebensnerv.

Diese generell zugesicherte Gleichberechtigung war leichter allgemein zugebil¬
ligt als in konkrete Gesetzesform gegossen und verwirklicht. Das lag zumeist
nicht am Willen bzw. Unwillen von Regierung und Administration, denn ge¬
rade im Verwaltungsbereich wurden sehr oft schon Regelungen stillschweigend
praktiziert, die erst nach und nach von der Rechtssprechung durch Verfahrens¬
vorschriften eingeholt und festgeschrieben wurden.
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Das gilt vor allem für das Problem der Amtssprachen. Hier verfuhr man schon
lange nach dem Grundsatz, daß ein Behördenvorgang in derjenigen Sprache be¬

handelt werden sollte, die ein Antragsteller als Muttersprache beherrschte. So
weit, so gut; Schwierigkeiten ergaben sich aber schon aus der zentralistischen
Struktur der österreichischen Staatsverwaltung, die - ohne selbst national oder
gar nationalistisch zu sein - sich dennoch des Deutschen als allgemeiner be¬

hördlicher Verkehrssprache bediente. Es war dies ebenso eine Frage der
Zweckmäßigkeit wie der Transparenz von Amtshandlungen unter dem Ge¬

sichtspunkt und Interesse von Krone, Regierung und hoher Bürokratie; wobei
im Falle der militärischen Kommandosprache das Problem besonders einsichtig
wird; hier blieb nach dem in diesem Punkt unerschütterlichen Willen des Kai¬
sers die einheitliche deutsche Kommandosprache im Kem bis 1918 erhalten.

Aus diesem Konflikt zwischen den Erfordernissen nationaler Gleichberechti¬
gung in der Sprachenfrage - Sprache ist bekanntlich ein wesentlicher Teil des
Menschseins! - und den Notwendigkeiten einer effizienten Reichsverwaltung
entstand ein jahrzehntelanger Streit zwischen den Tschechen einerseits sowie
der Wiener Regierung und den Deutschen in Böhmen und Mähren andererseits,
der im Grunde bis zum Ende der Monarchie dauerte und sich mit umgekehrtem
Vorzeichen nach 1918 in der Tschechoslowakischen Republik fortsetzte; dann
allerdings ohne das nützliche Regulativ von zwei obersten Gerichtshöfen für
Nationalitätenfragen, Institutionen, deren Wirken eingangs an einem konkreten
Fall geschildert wurde. Es ging dabei immer wieder um einen akzeptablen
Kompromiß zwischen äußerer Amtssprache für das jeweilige Publikum, nach
dessen Muttersprache man sich zu richten hatte, und der „inneren Amtsspra¬
che“, d. h. der Sprache des Behördenverkehrs untereinander. Der Husarenritt
der Regierung des Grafen Kasimir Badeni von 1897 in der Sprachenfrage, wo¬
nach per Verwaltungsanordnung, d. h. ohne parlamentarische Absicherung, für
alle Beamten der Böhmischen Länder die Beherrschung beider Landessprachen
Pflicht wurde bzw. innerhalb von 4 Jahren, d. h. bis 1901, zu erbringen war,
löste damals die schwerste Staatskrise Österreichs seit 1848 aus und brachte den
radikalen deutschnationalen Parteien großen Zulauf. Es kam zu teilweise ge¬

walttätigen Massendemonstrationen in den deutschen Städten Böhmens und
Mährens und zu einem nationalen, für die Monarchie bedrohlichen Solidarisie¬
rungseffekt in den deutschen Alpenländem Österreichs. Kein Wunder, daß Kai¬
ser Franz Joseph daraufhin das Experiment abbrach, ohne daß die folgenden
Regierungen darum herum kamen, über die äußere und innere Amtssprache
weiter zu verhandeln. Die tschechische Seite erzielte dabei in zähen Verhand¬
lungen beträchtliche Erfolge, so daß vor dem Ersten Weltkrieg etwa 90% der
Landesverwaltung in den Böhmischen Ländern bereits „fest in tschechischer
Hand“ war. Dies ist - ich möchte das ausdrücklich betonen - kein nachträglich
eingebrachter Aspekt, sondern es war schon damals hartes argumentatives Ma¬
terial im nationalen Sprachenkampf. Wie sehr die nationalistisch-konfrontativen
Denkmuster die Szene beherrschten, zeigt wiederum die Sprachen- und Schul¬
frage und ihre Beurteilung durch die Historiographie von Tschechen und Deut¬

330



sehen. Von tschechischer Seite ist immer wieder angeführt worden, daß bis
1918 das tschechische Schulwesen aller Kategorien noch nicht jene Stärke und
Dichte erreicht hatte, wie dies bei den Deutschen der Böhmischen Länder der
Fall war. Das war im großen und ganzen zutreffend, ergibt aber letztlich doch
ein falsches, nämlich national verzerrtes Bild. Geht man von den hochindu¬
strialisierten Regionen Böhmens und Mährens aus, die naturgemäß ein diffe-
renzierteres und entwickelteres Schulwesen schon aus wirtschaftlichen Gründen
geradezu erzwangen, dann ergibt sich doch ein realistischeres Bild: Die über¬
durchschnittliche Industrialisierung der deutschen Gebiete erklärt nämlich die
größere Schuldichte und Staffelung der deutschen Schulsysteme. In dem Aus¬
maße aber - und dies war besonders in den letzten zwei Jahrzehnten der Fall,
als die Hochindustrialisierung in den tschechischen Regionen gewaltig aufholte- beschleunigte sich auch der Ausbau der tschechischen Schulsysteme aller Ka¬
tegorien. Es ist also m. E. falsch und irreführend, das Schulwesen und dessen
Entwicklung vor allem mit der nationalen Frage in Verbindung zu bringen,
ohne den Stand der ökonomischen und sozialen Entfaltung bei Tschechen und
Deutschen mit in Rechnung zu stellen. Die österreichischen Schulbehörden sind
m. E. in der Schulfrage wesentlich pragmatischer und sachbezogener vorgegan¬
gen, als ihnen dies eine ausschließlich nationale Geschichtsschreibung konzedie¬
ren wollte. Das gleiche gilt für die Entwicklung in der Ersten Tschechoslowaki¬
schen Republik, wo sich dieser Trend zugunsten des tschechischen Schul- und
Bildungswesens naturgemäß fortsetzte, während das deutsche Schulwesen -
nicht zuletzt aufgrund des kriegsbedingten Schülerrückgangs - eine starke Re¬
duktion erfuhr, aber immer noch auf hohem Stande blieb. In diesem Zusam¬
menhang ist hervorzuheben, daß damals, nach 1918, in der Slowakei, die bis
dahin Teil Ungarns gewesen war und keine deutsche Schulen besessen hatte,
erst ein deutsches Schulwesen eingerichtet wurde, zweifellos eine positive Lei¬
stung der Ersten Tschechoslowakischen Republik.

Übergehen möchte ich den schrecklichen und in jeder Hinsicht kleinlichen
„Taferlkrieg“ zwischen Tschechen und Deutschen, d. h. den Kampf um jeweils
tschechische oder deutsche oder zumindest zweisprachige Straßen- und Ortsbe¬
zeichnungen, ein endloser Streit, der die politische Atmosphäre zwischen bei¬
den Völkern zusätzlich vergiftete, der oft absurde Formen annahm und vor al¬
lem auf dem Rücken derer ausgetragen wurde, die als „Böhmen“ noch Teilha¬
ber an beiden Sprachkulturen und damit Träger einer älteren kulturellen Lan¬
deseinheit waren oder als Juden im Zeichen des wachsenden Antisemitismus
zwischen die Fronten beider Nationalgesellschaften gerieten. Beide Gruppen
setzten sich dem Verdacht nationaler „Unzuverlässigkeit“ aus und wurden unter
Druck gesetzt, sich der einen oder anderen Nation zu assimilieren. Ähnlich wi¬
derwärtig war der wirtschaftliche Kleinkrieg mit dem Ziel, daß man jeweils nur
bei Konnationalen kaufen sollte. Auch er verpestete das Zusammenleben von
Tschechen und Deutschen in zunehmendem Maße und förderte überdies einen
massiven Wirtschaftsantisemitismus.
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Um der Gerechtigkeit willen muß aber erwähnt werden, daß der Nationalitäten¬
kampf im Bereich der Bildung auch positive Wirkungen zeitigte, nämlich inso¬
fern, als Kultur und Bildung einen hohen Stellenwert im Leben von Tschechen
und Deutschen erhielten und daß es dabei zu einem fruchtbaren Wettstreit zwi¬
schen beiden Völkern kam, aus dem sich unter anderen der auch im europäi¬
schen Vergleich sehr hohe Standard von Schulen und kulturellen Institutionen
in Böhmen und Mähren ergab. Allerdings legt das böse Ende des Nationalitä¬
tenkampfes zwischen 1938/39 und 1945 die Frage nahe, ob die positiven Fol¬
gen des Nationalitätenstreits auf dem kulturellen Sektor all das Zerstörerische
aufwiegen können, das dem Nationalismus und Chauvinismus von Anfang an
innewohnte.

Ein Sonderfall im Sprachenstreit zwischen Deutschen und Tschechen und hin¬
sichtlich der Sprachengesetzgebung der Monarchie, auf den ich nicht näher ein-
gehen kann, mag wenigstens kurz erwähnt werden. Es ist die Behandlung des
jüdischen Volksteils bei der k. u. k. Sprachengesetzgebung. Es war nämlich so,
daß das Judentum nicht als eigene nationale Entität anerkannt wurde und damit
auch nicht das Jiddische als selbständige Sprache, sondern als eine historische
Sonderform des Deutschen. Damit geriet die jüdische Bevölkerung zwangsläu¬
fig zwischen die Mühlsteine der anderen aggressiven Nationalbewegungen. In¬
wieweit dabei mehr oder weniger offen der anschwellende Antisemitismus hier
eine Rolle gespielt hat, kann in diesem Zusammenhang nicht näher erörtert
werden. Es ist aber aufschlußreich, daß bei der Übernahme des „Mährischen
Ausgleichs“ von 1905 in der Bukowina 1910 mit ihrem beträchtlichen jüdi¬
schen Bevölkerungsanteil dieser Nationalität ebenfalls kein Sonderstatus zuge¬
billigt worden ist. Man hat vermutet, und dafür gibt es auch Belege, daß man
von Seiten der Wiener Regierung befürchtete, daß eine Anerkennung der Juden
als eigenes „Volk“ den deutschen Einfluß empfindlich schwächen würde, nicht
zuletzt wegen der Rolle der Juden als Sponsoren für das Schulwesen und die
kulturellen Einrichtungen. Insgesamt hatten aber die nationalitätenrechtlichen
Regelungen der Monarchie einen hohen Standard.

Der bedeutende Staatsrechtler Friedrich Tetzner schrieb 1925 im Rückblick auf
die nationalitätenrechtliche und damit sprachenrechtliche Entwicklung des cis-
leithanischen Österreich folgende bemerkenswerten Sätze: „... Auch daran kann
nicht gezweifelt werden, daß, so sehr der nationalrechtliche Rechtszustand der
Monarchie einer Vervollkommnung fähig war, er doch, was seinen Vollkom¬
menheitsgrad betrifft, jenen Rechtszustand, der an seine Stelle getreten ist, weit
hinter sich läßt. Welcher der Sukzessionsstaaten [nach 1918, F. P.] und welcher
sich fremde Völker angliedemde Ententestaat besitzt zwei höchste Gerichte zum
Schutze der nationalen Minoritäten wie sie Österreich besaß“? ... Ähnlich äu¬
ßerte sich 1929 Oscar Jäszi. Er stellte fest, daß das Prinzip der nationalen
Gleichberechtigung in keinem großen Reich mit so vielen Nationalitäten so weit
getrieben worden sei wie im cisleithanischen Österreich. Daß dies auch heute
noch gilt, zeigt der desaströse Zustand der nationalen Minderheiten überall in
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der Welt. Dies gewinnt besonderes Gewicht angesichts der Tatsache, daß mehr
als 90 % der in der UNO vertretenen Staaten multinational, „vielrassig“ und
daher voller Minderheitenprobleme sind, die leider nur zu oft nach dem
dümmsten und brutalsten Pattem „gelöst“ werden: dem der Vertreibung, für die
jetzt die dubiose Bezeichnung „ethnische Säuberung“ erfunden wurde.

Es wären noch viele Gesichtspunkte zur Sprachenfrage und deren politischer
Handhabung in Betracht zu ziehen, denn der jeweilige Nationalismus in der
Sprachenfrage verdeckt ja sehr oft hinter dem „ideologischen Integral“ der Na¬
tionalbewegung die Vielfalt von Motivationen bei einer Entscheidung, zu wel¬
cher Nation man sich bekennen will. Aber die Sprache, ihr Gebrauch wie auch
ihre gefährliche Ideologisierung, bleibt zweifellos ein vielseitiger Schlüssel zu
weitreichenden gesellschaftlichen Problemen, Verwerfungen und Konflikten,
ganz zu schweigen von der Bedeutung der Sprache für die kulturelle Identität
von Völkern und Gruppen, nämlich durch die Entstehung einer „National¬
literatur“, die ja gerade für das tschechische Volk eine eminente Rolle als
Nationalpädagogik im weitesten Sinne besaß und bis heute besitzt. Wie in
Frankreich der écrivain, ist der Schriftsteller im tschechischen Bewußtsein das
Gewissen der Nation, eine Rolle, die er in Deutschland nie spielen konnte.

Hier war eher von den politischen, sozialen und rechtlichen Problemen in der
deutsch-tschechischen Auseinandersetzung die Rede und von den Möglichkei¬
ten, dieselbe zu kanalisieren und damit zu domestizieren. Auf den sozialen
Aspekt der Sprachenfrage hat Tomás Garrigue Masaryk 1907 in einer Debatte
des Wiener Reichsrates das Parlament schon früh nachdrücklich hingewiesen:

„Die nationale Frage ist ja nicht nur die Sprachenfrage. Sie ist zugleich eine
wirtschaftliche und eine soziale Frage. Die czechischen Studenten zu meiner
Zeit waren älter, weil sie erst Deutsch lernen mußten, die Sprachenfrage ist da¬
her auch eine Geldfrage ...“ Es versteht sich fast von selbst, daß in der Ge¬

schichte der österreichischen Sozialdemokratie vor 1918 der soziale Aspekt des
Sprachen- und Nationalitätenproblems eine besonders wichtige Rolle spielte
und daß von dort auch die konkretesten und besten Lösungsvorschläge kamen.
Es waren dies vor allem Karl Renner und Otto Bauer.

Was ist die Sprachenfrage heute? Oder konkreter gefragt: Kann man aus dem
Sprachenkampf in der Donaumonarchie und aus den damals gewonnenen Lö¬
sungsansätzen etwas für die Gegenwart lernen? Wie weit wir heute in Europa
im allgemeinen hinter den Sprachengesetzen der Donaumonarchie herhinken,
mag eine Schlußüberlegung klarmachen: Würde heute in der Bundesrepublik
das nationale Personalitätsprinzip Karl Renners und des „Mährischen Aus¬
gleichs“ von 1905 eingeführt, also Dinge, die in der Praxis Österreichs längst
erprobt waren, dann gäbe es in Deutschland Abertausende türkische Volksschu¬
len und in den größeren Städten insgesamt Hunderte von türkischen Mittelschu¬
len und Höheren Schulen und wohl auch eine türkische Universität. Ich möchte

333



es Ihnen als Akademikern überlassen, welche Folgerungen aus dieser schlichten
Bestandsaufnahme beziehungsweise aus den daraus erkennbaren Defiziten zu
ziehen sind!
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